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Manfred Brocker

Eine politische Idee der Universität heute?

1 Einleitung

Universitäten sind nicht nur wissensspeichernde „Tempel der Gelehrsamkeit“, 
sondern auch und zuallererst Einrichtungen der Zukunftssicherung und Zu-
kunftsgestaltung. Um diese Aufgaben besser erfüllen zu können, müssen ihre 
Spielräume erweitert werden. Diese werden von der Politik zu eng begrenzt. Ent-
sprechend müssen die Universitäten selbst politischer werden: als „Lobbyisten des 
Gemeinwohls“ müssen sie sich für deutlich höhere Budgets, für Forschungsfrei-
heit, Internationalität und institutionelle Autonomie einsetzen, weil nur durch 
Wissenschaft, Forschung und Technologie unsere Zukunft gesichert werden kann.
Universitäten haben des Weiteren die Aufgabe, die Suche nach Wahrheit in der 
Politik zu unterstützen und den politischen Diskurs zu sublimieren, handelt es 
sich doch bei der Demokratie um eine wissensbasierte Regimeform. Universitä-
ten und Wissenschaft sind im weitesten Sinne die „Hüter der Wahrheit“. Zwar 
verlangt die Suche nach Wahrheit auch Zweifel, Kritik und Perspektivwechsel. 
Doch Zweifel müssen methodisch begründet sein und Kritik ist dann berechtigt, 
wenn sie um der gemeinsamen Wahrheitssuche willen erfolgt. Wir müssen dar-
über nachdenken, ob nachweisbar falsche Behauptungen im öffentlichen Raum 
nicht in gravierenden Fällen von den Universitäten gerügt und sanktioniert wer-
den sollten.
Und schließlich sind Universitäten globale Einrichtungen und haben eine in-
ternationale Orientierung. Aber sie sollten sich hinsichtlich der beschriebenen 
politischen Aufgaben auch wieder stärker als regionale und lokale Institutionen 
verstehen. Universitäten müssen demzufolge in beiden Dimensionen gleicherma-
ßen aktiv sein: Forschung und Lehre sind international ausgerichtet, während der 
Dialog mit Bürger:innen und Politiker:innen vor allem auf der nationalen und 
subnationalen Ebene geführt werden muss.

2 Zukunft als Gestaltungsraum: existenzielle Herausforder-
ungen und die (politische) Rolle der Universität 

Die Universität ‚politisch zu betrachten‘ heißt heute sicher nicht mehr, sie als 
Akteur in einem ‚universellen Emanzipationsgeschehen‘ zu begreifen. Die hoch-
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fliegenden Pläne und Erwartungen der post-1968er Jahre, die an die Hoch-
schulen als Ausgangspunkt einer ‚neuen gesellschaftlichen Aufklärung‘ gerich-
tet wurden, haben sich nur zum Teil erfüllt. Unser Blick heute muss tatsächlich 
ein anderer sein. Deshalb wird es im Folgenden entsprechend nicht um die 
Verarbeitung des Nachlasses der 1970er Jahre gehen, der noch immer die ge-
genwärtige universitäre Wirklichkeit prägt. Die Auswirkungen der damaligen 
Vorstellungen von Universitäten als Bildungseinrichtungen für eine „Massene-
lite“ und von „egalitärer Bildung“ belasten bis heute Studierende wie Lehrende. 
Für den Massenbetrieb wurden die Universitäten nie ausreichend gerüstet und 
finanziert (vgl. Späth 2000).
Statt in die Vergangenheit zu schauen, soll hier von den Universitäten als Agenten 
der Zukunft die Rede sein. Denn es ist die Zukunft mit ihren Chancen und ih-
ren Gefahren, die unser und das Leben der nachfolgenden Generationen prägen 
wird.
Deswegen müssen uns vor allem die existenziellen Risiken von den Universitäten 
und der Wissenschaft dringlicher als bislang geschehen vor Augen geführt werden. 
So wie dies etwa Stephen Emmott, Experte für rechnergestützte Prognostik, vor 
kurzem in seinem Buch „Zehn Milliarden“ mit klarem und hartem Strich – und 
damit für alle leicht nachvollziehbar – getan hat (Emmott 2013).
Sein Fazit: Die Menschheit gehe dem Ende entgegen. Grund sei das rasante 
Wachstum der Weltbevölkerung, der Ressourcenverzehr und die Umweltzer-
störung. Die CO2-Konzentration in der Atmosphäre werde, so Emmott, in den 
nächsten Jahrzehnten weltweit stark ansteigen und damit die Erde weiter auf-
heizen. Einerseits werde sich der Bedarf an Nahrungsmitteln bis 2050 mehr als 
verdoppeln, andererseits würden die zur Produktion von Mineraldünger erfor-
derlichen Phosphatvorräte in wenigen Jahrzehnten zu Neige gehen (vgl. Emmott 
2013, 52, 136). Der Wasserverbrauch im Jahr 2025 wird zehnmal höher sein als 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts (vgl. Emmott 2013, 76-77, 88-89), was weitere 
Dürren hervorrufen werde. Hungersnöte werden ausbrechen (vgl. Emmott 2013, 
128-130), große Teile Afrikas werden auf Dauer zu Katastrophengebieten werden. 
Am Ende, so Emmott, stehe das Überleben unserer Spezies auf dem Spiel.
Zwar zeichnen viele Publikationen gegenwärtig ein solch apokalyptisches Bild. 
Doch angesichts der tatsächlich bestehenden Gefahrenlage müssten es noch deut-
lich mehr sein! Und sie müssten das gesamte Spektrum der Gefahren beleuchten: 
Denn nicht nur wir bedrohen die Natur, die Natur bedroht auch uns: Die Mög-
lichkeit kosmischer Katastrophen wie die Zerstörung der Erde oder ihrer Fauna 
durch Meteoriteneinschläge und Vulkanausbrüche, oder die Gefahr von Pande-
mien etc. lässt ja ebenfalls die Frage nach dem Überleben der Menschheit virulent 
werden. Beide Ursachenkomplexe bedrohen unsere Existenz und über beide muss 
die Wissenschaft intensiv aufklären!
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Dass die Ängste in der Bevölkerung zunehmen, überrascht nicht. Doch obwohl 
Wissenschaft, Forschung und Technologie die einzigen Mittel sind, in diesen Ge-
fahren zu bestehen, nimmt das Vertrauen in sie seit Jahren nicht zu.1

Abb. 1: Wortgebrauchsfrequenzen in Publikationen der letzten 100 Jahre. 
Quelle: Google Ngram Viewer (o. J.) (Abrufdatum: 01.03.2022)2

Was mag der Grund hierfür sein? An mangelnden Erfolgen kann es nicht liegen, 
denn die gibt es zweifellos, wie nicht zuletzt die überaus schnelle Entwicklung 
von Impfstoffen zum Schutz vor der Coronavirus-Infektion Covid-19 gezeigt hat. 

1 So sank der Anteil der Personen, die erklärten, der Wissenschaft zu vertrauen, zwischen 2018 und 
2019 von 54 % auf 46 %. Nur 13 % gaben 2018 an, ihr „voll und ganz“ zu vertrauen. Durch die 
„Corona-Krise“ gibt es gegenwärtig allerdings einen Strohfeuereffekt, der die „Vertrauens“-Werte 
2020 und 2021 ansteigen ließ. Jedoch erklärten gleichzeitig 39 % der Befragten (2021), dass sie 
glauben, „Wissenschaftler sagen uns nicht alles, was sie über das Coronavirus wissen“ (vgl. Robert 
Bosch Stiftung 2021; Schnurr & Mäder 2020, V-VI).

2 Der Google Books Ngram Viewer präsentiert die normalisierte (relative) Häufigkeit von Worten 
oder Wortfolgen („n-grams“) in den von Google Books eingelesenen (hier: deutschsprachigen) Tex-
ten eines bestimmten Jahres. Die Gebrauchsfrequenzen eines oder mehrerer „n-grams“ lassen sich 
auf dieser Datenbasis über bis zu fünf Jahrhunderte verfolgen und miteinander vergleichen.
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Vielleicht sind Universitäten und Forschungseinrichtungen öffentlich nicht prä-
sent genug? Vielleicht sind sie auch nicht gut genug darin, ihre Erfolge zu kom-
munizieren? Hier wäre das „going public“ in eigener Sache angeraten. Denn ohne 
die breite Unterstützung der Öffentlichkeit, ohne die Aufmerksamkeit von Par-
teien, Regierungen und Parlamentarier:innen kann der Quantensprung bei der 
Finanzierung von Wissenschaft und Forschung nicht gelingen, der erforderlich 
ist, um unsere Zukunft zu sichern.3

Hier liegt denn auch eine der zentralen Aufgaben der Universitäten und For-
schungseinrichtungen, ihre politische Rolle in Gegenwart und Zukunft: Das Ver-
trauen in sie zu fördern und ihre Problemlösungskompetenz in der Gesellschaft 
stärker bewusst zu machen. Als „Lobbyisten des Gemeinwohls“ müssen sie deut-
lich sichtbarer auftreten und in der Gesellschaft ein Bewusstsein dafür schaffen, 
dass sie nicht nur die Antriebsmotoren des wirtschaftlichen Wohlergehens im roh-
stoffarmen Deutschland sind, sondern auch die einzigen Mittel, um uns für die 
Herausforderungen der Zukunft zu rüsten.
Damit die Wissenschaftsinstitutionen, allen voran die Universitäten, diese neuen 
und gewaltigen Aufgaben übernehmen können, müssen die budgetären Voraus-
setzungen geschaffen werden. Dies wiederum erfordert die schonungslose Offen-
legung der gegenwärtig bestehenden Existenzrisiken: die Klimakrise, die Umwelt-
zerstörung, die bevorstehende Erschöpfung überlebenswichtiger Ressourcen, der 
mögliche Impakt erdnaher kosmischer Flugkörper, das Ausbrechen neuer Pande-
mien etc. Denn nur eine Gesellschaft, die die Herausforderungen kennt und die 
uns bedrohenden Risiken realistisch einzuschätzen weiß, kann auch das Erfor-
dernis massiver Budgeterhöhungen für unsere wissenschaftlichen Einrichtungen 
verstehen und ihnen zustimmen. Über die Budgets von Bund und Ländern wird 
politisch verhandelt. Also müssen sie, allen voran die Universitäten, in dieser Hin-
sicht politische Akteure werden.
Zu fordern ist allerdings eine stetige Steigerung der Budgets, unabhängig von Ein-
zelereignissen und politischen Konjunkturzyklen. Denn kurzfristige „Love Affairs“ 
der Politik mit Universitäten, Hochschulen und wissenschaftlichen Einrichtungen 
sind Gift für die Wissenschaft, weil sie Forscher:innen abschrecken, Karrierewege 
unkalkulierbar machen und Humankapital zerstören. Das bekannteste Negativbei-
spiel in dieser Hinsicht war die Förderung der Weltraumforschung in den USA, die 
extreme politische Schwankungen aufwies und damit zum Friedhof für Karrieren, 
für wissenschaftliches und technologisches Know-how wurde.

3 Man darf meines Erachtens an dieser Stelle tatsächlich formulieren „um die Menschheit zu retten“, 
denn die bestehenden Gefahren bedrohen unzweifelhaft den Fortbestand unserer Spezies, vgl.: Les-
lie 1996; Steele 2001; Hanslmeier 2011; Oeser 2011; Helfand 2013; Pfleiderer u. a. 2018; Matern 
u. a. 2020; Brocker 2020; IPCC 2022.
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Abb. 2: Die Entwicklung des Budgets der US-Bundesbehörde für zivile Luft- und Raumfahrt (NASA) 
in Prozent des Bundeshashalts der USA (1958-2020). Quelle: Wikipedia (o. J.) (Abrufdatum 
02.03.2022).

Das Budget der NASA erreichte in der Mitte der 1960er Jahre (während des „race 
to the moon“) seinen Höhepunkt mit einem Anteil von über 4 % am Bundes-
haushalt der USA. Nachdem der Sieg in diesem Rennen errungen war, verlor 
die Weltraumforschung schnell an politischer Unterstützung und das Budget der 
NASA wurde mehr und mehr gekürzt. Heute liegt der Anteil am Bundeshaushalt 
bei nur noch etwa 0,5 %.
Auch in Deutschland kommen solche politisch induzierten Schwankungen bei 
der Finanzierung von Wissenschaft, Forschung und Technologie vor (wenn auch 
nicht in diesem Ausmaß); doch selbst da, wo die Budgets mehr oder weniger kon-
stant steigende Zahlen aufweisen, bleibt der Effekt gering, weil die Basisbeträge so 
niedrig sind. Was prozentual gelegentlich als respektables Wachstum erscheint, ist 
absolut gesehen – und im internationalen Vergleich – noch immer gering.
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Abb. 3: Ausgaben für Forschung und Entwicklung von außeruniversitären Einrichtungen in Deutsch-
land, 2010-2019 (in Mrd. Euro). Quelle: Statistisches Bundesamt 2021 (Abrufdatum: 
17.03.2023).

So beliefen sich die Ausgaben der rund 1000 in die Statistik in Abbildung 3 ein-
bezogenen außeruniversitären Forschungseinrichtungen in Deutschland (darun-
ter die Helmholtz-Zentren, die Institute der Fraunhofer-Gesellschaft, der Max-
Planck-Gesellschaft und der Leibniz-Gemeinschaft) im Jahr 2019 gerade einmal 
auf 15 Milliarden Euro; in den USA standen allein der NASA (trotz aller Bud-
getkürzungen in den letzten Jahrzehnten!) im selben Zeitraum 21,5 Mrd. Dollar 
(19,5 Milliarden Euro) zur Verfügung.
Bei den Universitäten sind die Unterschiede besonders gravierend: Im Vergleich 
zu den Budgets (und den akademischen Erfolgen) amerikanischer Spitzenuniver-
sitäten (Harvard, Yale, Princeton, Stanford etc.), aber auch europäischer Einrich-
tungen (Oxford, Cambridge, ETH Zürich etc.) sind deutsche Hochschulen hoff-
nungslos unterfinanziert und rangieren in internationalen Rankings regelmäßig 
„unter ferner liefen“: Von den 109,5 Milliarden Euro der hiesigen Gesamtausgaben 
für Forschung und Entwicklung im Jahr 2019 entfielen 69 % auf den Wirtschafts-
sektor und nur 19,0 Milliarden (17,3 %) auf die Hochschulen (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2021) (allein der Etat der Harvard University lag im Haushaltsjahr 
2019/20 bei 5,4 Mrd. Dollar, und das Stiftungsvermögen bei ca. 40 Mrd. Dollar 
(vgl. Harvard University 2020, 7-8)). Zwar gab es in Deutschland gelegentlich 
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punktuelle Zuwächse (nicht zuletzt in Wahlkampfzeiten, man denke etwa an die 
Exzellenzinitiativen oder Söders Raumfahrtprogramm „Bavaria One“), doch die 
gewonnene Dynamik ging danach oft schnell wieder verloren. 
Ohne dies hier im Detail weiter erörtern zu können, ist an die schon häufiger 
diskutierte stärkere Beteiligung des Bundes bei der Finanzierung der Universitäten 
zu erinnern, etwa in Form eines Sockelbetrages, den die Länder aufstocken, wobei 
für beides jährliche Wachstumsraten festzulegen wären, unabhängig von kurzfris-
tigen politischen Kalkülen, also etwa durch Änderung der Bundes- und Länder-
verfassungen. Die Zielgröße der Ausgaben für Forschung und Entwicklung sollte 
zunächst 5 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) sein und damit deutlich über dem 
von der Europäischen Union (EU, „Strategie Europa 2020“) festgelegten Anteil 
von mindestens 3 % am jeweiligen BIP eines Mitgliedsstaates liegen. In Deutsch-
land wird diese (angesichts der zahlreichen vor uns liegenden Herausforderungen 
und Existenzrisiken viel zu niedrige!) Marke der EU schon seit 2019 erreicht (vgl. 
GWK 2021, 19).
Fazit: Die Universitäten müssen, politisch betrachtet, als „Lobbyisten des Ge-
meinwohls“ agieren und für ihre Budgets und ihre Sache, die wissenschaftliche 
Zukunftsgestaltung und Zukunftssicherung, in den entsprechenden politischen 
Arenen werben. Sie müssen die Ängste der Menschen aufgreifen und deutlich ma-
chen, dass die Zukunft nicht nur des Industriestandortes Deutschland, sondern 
die Sicherheit und Prosperität der gesamten Welt an Wissenschaft, Forschung und 
Technologie hängen. Politik und Wirtschaft denken kurzfristig. Die Gestaltung 
der Zukunft braucht eine langfristige Orientierung. Diese kann nur von den Wis-
senschaftseinrichtungen ausgehen.

3 Die Demokratie als wissensbasierte Regimeform  
und die Aufgaben der Universität

In der Politik feiern gegenwärtig Lügen, Falsch- und Desinformationen, soge-
nannte „Fake News“, fröhliche Urständ. Das zersetzt nicht nur das Fundament der 
Demokratie, sondern öffnet auch der Beliebigkeit Tür und Tor. Die Universitäten 
müssen hier stärker als „Hüter der Wahrheit“ auftreten und sich als Korrektiv zu 
Wort melden (gegenüber den „Corona-Leugnern“, den Verschwörungsideologen, 
der esoterischen Pseudo-Wissenschaft etc.). Das heißt: Sie müssen ihren Platz im 
öffentlichen Diskurs einnehmen und Falschbehauptungen, Lügen und Desinfor-
mationen als solche entlarven.
Wenn die Wahrheit von Politiker:innen oder „Interessierten“ zur Disposition 
gestellt wird, um politischen Einfluss zu gewinnen oder an die Macht zu kom-
men, darf die Universität nicht schweigen, denn gesichertes Wissen und wie es 
erreicht werden kann, ist ihr ureigenes Metier. Sie muss Orientierung geben in 
„postfaktischen Zeiten“ und dem Missbrauch der Wissenssysteme in der Politik, 
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in Social Media und Internetforen entgegentreten. Nicht nur durch einzelne ih-
rer Wissenschaftler:innen, sondern als Institution. Dafür bedarf es natürlich der 
transparenten Verfahren, wer mit welcher Autorität wann in ihrem Namen spricht.
Das Dilemma, das hier zu bestehen scheint, ist kein wirkliches: Zwar braucht 
die Suche nach Wahrheit auch den Widerspruch, den Zweifel, die kühne Idee, 
bisweilen das Schwimmen gegen den Strom. Wahrheit und Zweifel gehören zu-
sammen. Der Zweifel ist der Wahrheit quasi inhärent. Doch nur wenn der Zweifel 
Methode hat, die Kritik um der gemeinsamen Wahrheitssuche willen erfolgt, sind 
sie berechtigt.
Seit Thomas S. Kuhn wissen wir, dass „normale Wissenschaft“ eine soziale, eine 
kooperative Angelegenheit ist (Kuhn 1981). Auf dieser Basis lässt sich ein Konsens 
zum (aktuellen) Stand der Erkenntnis gewinnen. Wissenschaftler:innen tun dies 
beständig, etwa als Herausgeber:innen wissenschaftlicher Zeitschriften bei der 
Qualitätsprüfung von Aufsatz-Angeboten, bei DFG-Anträgen mit der qualitati-
ven Bewertung des „Stands der Forschung“, der Überprüfung der Replizierbarkeit 
von Daten, beim Prüfen von Plagiatsvorwürfen etc. 
Die mit einem Missbrauch der Wahrheit verbundenen Sanktionen müssten brei-
ter angewendet werden: wer plagiiert oder Daten fälscht, muss ja schon heute mit 
Sanktionen seiner Alma Mater rechnen, bis hin zur Aberkennung akademischer 
Grade. Warum nicht das wissentliche Verbreiten falscher Behauptungen oder 
Informationen behandeln wie Plagiate, als Verstoß gegen das Ethos der Wissen-
schaft? Als minderschwere Ahndung (neben dem Titelentzug als Ultima Ratio), 
könnte man die öffentliche Rüge durch Universitäten einführen, um dem die De-
mokratie zersetzenden Einfluss der „Fake News“, Lügen und Desinformationen 
auf die öffentliche Meinungsbildung wirkmächtig entgegenzutreten.
Die „wehrhafte Demokratie“, die unsere Verfassung konstituiert, schützt uns vor 
einem Missbrauch der Freiheitsrechte, indem sie Extremisten Grenzen setzt. In 
diesem Sinne brauchen wir flankierend auch eine „wehrhafte Wissenschaft“.

4 Die Zukunft der Universität: regional, national, europäisch 
und global vernetzt

Wissenschaft und Forschung sind globale Angelegenheiten. Wir benötigen ent-
sprechend mehr internationales Personal an den hiesigen Universitäten. Dies setzt 
entsprechende Recruiting-Initiativen und verbesserte Onboarding-Prozesse vor-
aus. Englischsprachige Lehrveranstaltungen, englischsprachiges Personal in den 
Fakultäten (bzw. den Fachbereichen, Departments, Instituten etc.) und den Uni-
versitätsverwaltungen müssen eine Selbstverständlichkeit werden.
Über die globale Ebene braucht man nicht lange zu sprechen: Wir bewegen uns 
ja schon seit geraumer Zeit in die Richtung einer vollständig digitalen Weltuni-
versität, mit internationalen Online-Tagungen, Videokonferenzen, Vortrags- und 
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Lehrveranstaltungen. Studierende werden zunehmend in zwei Sphären leben: auf 
der einen Seite in einer internationalen digitalen Welt; auf der anderen Seite in ei-
ner analogen lokalen Welt mit kleinen Kursen, Face-to-Face-Unterricht, gemein-
samer Reflexion und praktischer Arbeit mit Dozent:innen und Kommiliton:innen 
vor Ort. Entsprechend werden sie zwei Sprachen sprechen: Englisch als Lingua 
Franca der digitalen Welt, und Deutsch als der primären Verkehrssprache ihrer 
lokalen Universität.
In der globalen „digitalen Weltuniversität“ werden zukünftig Einführungskurse 
für bestimmte Studieninhalte von wenigen Spitzenwissenschaftler:innen über 
ZOOM oder per Video als MOOC („massive open online course“) (vgl. Wein-
gartner 2015) angeboten werden, was die Professor:innen anderer Universitäten 
von dieser oft leidigen Aufgabe befreien und mehr Zeit für die Forschung geben 
wird. Studierende in Köln, Regensburg oder Berlin buchen dann in Harvard, Ox-
ford oder Shanghai Vorlesungen zur Mikroökonomie, Biochemie I, Analysis oder 
„Einführung in die künstliche Intelligenz“. Örtliche Dozent:innen ergänzen um 
individuelle Schwerpunkte und stehen für Fragen, Übungen und Betreuung zur 
Verfügung (vgl. Riederle 2019). Man verbringt entsprechend nicht mehr nur ein 
Auslandssemester in Madrid, sondern belegt innerhalb eines Semesters Kurse in 
Madrid, London und Mumbai. Die Zukunft gehört dem themen- und projekt-
zentrierten, weniger dem lehrerzentrierten Lernen. Dafür suchen sich die Studie-
renden ihre Lehrveranstaltungen aus einem globalen Angebot zusammen – wo-
bei die örtlichen Universitäten, an denen die Studierenden weiter eingeschrieben 
sind, die Auswahl vorstrukturieren werden. 
Die globale Ausrichtung von Forschung und Lehre ist notwendig. Sie braucht 
das Englische. Aber auf der globalen Ebene werden keine Haushalte entschie-
den, Entwicklungsstrategien geplant oder Forschungsbudgets vergeben. Deshalb 
muss die Universität gleichzeitig eine lokale und regionale Institution sein. Auf 
diesen Ebenen muss die Universität die Bürger:innen und Politiker:innen von 
ihrer Sache überzeugen. Hier hat sie eine Bringschuld: Sie muss deutlich machen, 
welche existenziellen Probleme die Wissenschaft lösen kann, was ihr Beitrag zur 
gesellschaftlichen Entwicklung ist und wie sehr sie zur Bewältigung der vor uns 
liegenden Aufgaben gebraucht wird. Sie muss deshalb sehr viel stärker auf die 
Menschen in ihrer Region und ihrem Bundesland zugehen und zeigen, was sie zu 
leisten imstande ist.
Wissenschaft und Politik, Universität und Bürger müssen, zum wechselseitigen 
Vorteil, in eine engere Verbindung treten, damit nicht Fantasie bleibt, was der 
Astrophysiker und Wissenschaftsjournalist Harald Lesch von der Universität im 
utopischen Land „Phantasien“ erträumt: 
„[D]a sich die Universität in Phantasien als eine Bildungsinstitution versteht, küm-
mert sie sich natürlich auch darum, wie ihre Ergebnisse in der Öffentlichkeit kom-
muniziert und verstanden werden. Alle sind eingeladen, an großen Vorlesungen 
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über den neuesten Stand der Dinge teilzunehmen und so zu erfahren, was wir 
wissen und was wir noch nicht wissen. Meinungen und Positionen der Nicht-
Studierenden werden eingeholt, die Fenster und Türen der Universität in Phanta-
sien stehen offen. Fragen an die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus der 
Gesellschaft sind oft Anlass für neue Forschungsprojekte, auf deren Antworten alle 
warten. […] In Phantasien hat man den Wert des ungestörten Forschens längst 
erkannt. Vor langer Zeit hat der Wettbewerb um ausreichende finanzielle Mittel 
aufgehört, die Gesellschaft sorgt dafür, dass genügend für alle da ist. Damit kauft 
sich Phantasien die Zeit, die oft nötig ist, um Probleme wirklich zu verstehen und 
damit die richtigen Entscheidungen zu treffen“ (Lesch 2022). 
Weil die Universität in Phantasien auf vielfältigere Weise mit den Bürger:innen 
kommuniziert als dies bei uns heute der Fall ist, trägt sie zur Entfaltung einer 
strikt wissensbasierten Demokratie bei, die sich durch qualitative politische Dis-
kurse, bessere Entscheidungen, einsichtsfähigere und anspruchsvollere Bewohner 
und eine höhere politische Bildung auszeichnet. „Damit liefert die Universität in 
Phantasien einen wichtigen Beitrag zum Zusammenhalt der Gesellschaft und zu 
einem gedeihlichen Miteinander“ (Lesch 2022).

5 Ausblick

Kommen wir zum Schluss. Eine politische Rolle für die Universität heute bedeutet, 
so haben die Ausführungen deutlich machen wollen: Unsere Universitäten müs-
sen öffentlich sichtbarer werden, im internationalen wie im lokalen Raum (als 
„glokale Institutionen“). Sie müssen ihre Problemlösungskompetenz stärker ins 
allgemeine Bewusstsein rücken; in politischen Diskussionen als „Hüter der Wahr-
heit“ agieren und bewussten Falschmeldungen, Lügen und Desinformationskam-
pagnen entgegentreten; und sie müssen als „Lobbyisten des Gemeinwohls“ jene 
Budgets und Freiheitsgrade einfordern, die nötig sind, um die langfristigen Über-
lebens- und Entwicklungsfähigkeiten unseres Landes sicherstellen zu können, die 
nicht allein der primär an kurzfristigen Erfolgen orientierten Politik und Wirt-
schaft überlassen werden dürfen. 
Die Zukunft ist ein offener Gestaltungsraum, in dem sich unser Schicksal ent-
scheidet. Nicht nur, weil die internationale Konkurrenz (etwa aus China und 
Russland) wächst, die in vielen Fällen mit Vorstellungen verbunden ist, die un-
seren europäisch-westlichen Werten widersprechen. Sondern auch, weil wir exis-
tenziell herausgefordert werden durch Krisen und Gefahren, die manchen als ab-
strakt und unwahrscheinlich erscheinen, die aber real und drohend genug sind, 
um auf sie zu reagieren. Hierzu bedarf es nicht zuletzt der vitalen, freien und gut 
ausgestatteten Universität, um für alle kommenden Fälle besser gerüstet zu sein.
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